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ANALYSE

Das Beziehungsdreieck Ukraine-EU-Russland im Wandel
Von Andreas Umland, Kiew

Zusammenfassung
Mit dem Amtsantritt Wiktor Janukowytschs hat sich die Ukraine verändert. Dies wird nicht zuletzt an den 
Entwicklungen in dem Beziehungsdreieck Ukraine-EU-Russland deutlich, die im Winter 2011/2012 an einem 
Scheidepunkt stehen. Die Ukraine steht vor der Wahl zwischen mehreren Zukunftsszenarien: Anschluss 
an die EU durch ein weitreichendes Assoziierungs- und Freihandelsabkommen, Beitritt zu einer nachsow-
jetischen Zoll- oder politischen Union unter der Führung Russlands oder aber Fortführung der bisherigen 
Multivektoren- bzw. Schaukelpolitik zwischen Ost und West.

Wandel in der Innen- und Außenpolitik
Im vergangen Jahr hat die Ukraine nach fünf Jahren 
relativ demokratischer, aber auch chaotischer Entwick-
lung im Gefolge der Orangen Revolution einen Schwenk 
in die entgegengesetzte Richtung vollzogen. Anfänglich 
wurde die Wahl eines neuen Präsidenten und dessen 
Konsolidierung der Exekutive 2010 von vielen Beobach-
tern begrüßt. Bereits im Laufe des letzten Jahres wurde 
jedoch klar, dass Wiktor Janukowytsch in das andere 
Extrem verfällt: Die Legitimierung der Asarow-Regie-ällt: Die Legitimierung der Asarow-Regie-ie Legitimierung der Asarow-Regie-
rung mittels Mandatswechsler im Parlament, die damit 
einhergehende Ex-Post-Falsifizierung der Parlaments-
wahl von 2007, die Rücknahme der Verfassungsreform 
von 2004, die Beschränkung der Medienfreiheit (insbe-
sondere bei der politischen Berichterstattung der wich-
tigsten Fernsehkanäle), die Manipulation der Regio-
nal- und Kommunalwahlen am 31. Oktober 2010, die 
Verhaftung prominenter Oppositionsführer, die jüng-
sten Querelen um die Untersuchungshaft und Verur-
teilung der ehemaligen Ministerpräsidentin und heuti-
gen Oppositionsführerin Julija Tymoschenko usw. – all 
dies illustriert einen partiellen Regimewechsel in der 
Ukraine 2010/2011.

Dieser innere Wandel ging zudem mit einer Zuspit-
zung in den außenpolitischen Beziehungen einher. Nach 
zwei Jahrzehnten relativer Stagnation befinden sich die 
Beziehungen zwischen Russland, der Ukraine und der 
EU nunmehr an einem Scheidepunkt. Die Ukraine 
als der Schlüsselstaat im geopolitischen Dreieck EU-
Russland-Ukraine steht vor der Wahl zwischen mehre-
ren Zukunftsszenarien: Anschluss an die EU durch ein 
weitreichendes Assoziierungs- und Freihandelsabkom-
men, Beitritt zu einer nachsowjetischen Zoll- oder gar 
politischen (»Eurasischen«) Union unter der Führung 
Russlands oder aber Fortführung der bisherigen Multi-
vektoren- bzw. Schaukelpolitik zwischen Ost und West.

Weder die europäische noch die russische, ja schein-
bar nicht einmal die ukrainische Führung, hat bisher 
eine klare Idee davon, wohin die Ukraine ihre Außen-
beziehungen in Zukunft ausrichten wird. Freilich hat 
Wiktor Janukowytsch im Laufe der letzten Monate 

mehrfach erklärt, die Politik des vorherigen Präsidenten, 
Wiktor Juschtschenko, der eine weitestmögliche Annä-
herung des Landes an die Europäische Union anstrebte, 
fortzuführen. Jedoch stellen die erwähnten jüngeren 
innenpolitischen Entwicklungen die Realisierbarkeit 
dieses Ziels, wenn nicht die Aufrichtigkeit der europäi-
schen Aspirationen der derzeitigen ukrainischen Füh-
rung in Frage. Janukowytsch und Ko. haben in den ver-
gangenen Wochen nahezu täglich Absichtserklärungen 
zur Vertiefung der Beziehungen mit der Europäischen 
Union abgegeben. Nichtsdestoweniger entsteht der Ein-
druck, dass die neuen Machthaber in Kiew sich weder 
darüber im Klaren sind, welche Voraussetzungen die 
Ukraine hierfür erfüllen muss, noch scheinen sie eine 
Vorstellung davon zu haben, mit welchen Konsequen-
zen sich die Regierung im Falle einer Unterzeichnung 
und anschließenden Ratifizierung des Assoziierungsab-
kommens mit der EU konfrontiert sehen wird.

Die EU und Russland
Es muss allerdings hinzugefügt werden, dass es nicht 
minder gravierende Unklarheiten in der Haltung Russ-
lands als auch der EU gegenüber der Ukraine gibt. Mos-
kau steht vor dem Dilemma, sich zwischen seinem offen-
kundigen strategischen Ziel, die Ukraine für eine neue 
Sonderbeziehung oder sogar einen Staatenbund, wenn 
nicht Einheitsstaat zu gewinnen, und der Verfolgung 
kurzfristiger ökonomischer Interessen entscheiden zu 
müssen. Auf dem Höhepunkt der Gaskrise vom Januar 
2009 schlossen die beiden Staatskonzerne Naftohas und 
Gasprom im Ergebnis von Verhandlungen zwischen den 
damaligen Ministerpräsidenten der Ukraine und Russ-
lands, Julija Tymoschenko und Wladimir Putin, ein 
langfristiges Abkommen über Gaslieferungen ab. Die-
ses umstrittene Vertragswerk entspricht heute eher rus-
sischen als ukrainischen Wirtschaftsinteressen. 

Die komplizierten Bestimmungen des Vertrages, 
den Kiew unter erheblichem Druck sowohl Moskaus 
als auch Brüssels im Januar 2009 in Eile unterzeich-
nete, führen derzeit zu einem ungewöhnlich hohen Gas-
preis für die Ukraine. Es folgte zwar eine Preisreduzie-
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rung infolge des Charkiwer Abkommens von 2010, in 
welchem die Ukraine den Pachtvertrag für den Stütz-
punkt der russischen Schwarzmeerflotte in Sewastopol 
verlängerte, jedoch zahlt die Ukraine auch nach die-
sem Preisnachlass einen Betrag, der beispielsweise den-
jenigen Deutschlands für russisches Gas übersteigt. Im 
Ergebnis einer solchen Politik desillusioniert Russland 
nicht nur jene vergleichsweise prorussischen Führungs-
schichten, die sich momentan an der Macht befinden. 
Auch in Teilen der Bevölkerung der Ost- und Südu-
kraine, die bislang in ihrer Mehrzahl Beziehungen zwi-
schen Russland und der Ukraine befürwortete, beginnt 
sich die Stimmung zu ändern.

Brüssel wiederum hat zwar eine Vertiefung der 
Beziehungen mit Kiew in letzter Zeit zu einer außenpo-
litischen Priorität gemacht: Die EU-Führung scheint die 
geopolitische Bedeutung der zukünftigen Entwicklung 
der Ukraine erkannt zu haben. Allerdings lehnen die 
für die Außenpolitik verantwortlichen EU-Organe und 
maßgeblichen europäischen Staats- und Regierungs-
chefs es auch weiterhin ab, der Ukraine eine auch nur 
unverbindliche und langfristige Beitrittsperspektive ein-
zuräumen. Damit missachten der Rat und die Kommis-
sion der EU sowie die nationalen Regierungen nicht nur 
den Willen des Europäischen Parlamentes, wie er in der 
Resolution zur Ukraine vom 25. Februar 2010 zum Aus-
druck kam. Eine solche Strategie widerspricht ebenfalls 
Befunden moderner Politikwissenschaft. Deren Euro-
paforschung ist zu dem Schluss gekommen, dass ein 
»Zuckerbrot« in Form einer Beitrittsperspektive – und 
nicht nur eine »Peitsche« in Form von Androhung einer 
Einschränkung der Zusammenarbeit – wichtige Voraus-
setzung für die erfolgreiche Europäisierung eines post-
totalitären Staates ist.

Somit steht allen drei Parteien – Russland, der EU 
und der Ukraine – noch bevor, ihre letztendlichen Ziele 
sowie langfristigen Strategien bezüglich der Zukunft 
Osteuropas zu definieren. Dies müsste bereits in den 
kommenden Monaten oder gar Wochen geschehen, da 
sich die Verhandlungen zum Abschluss des Assoziie-
rungsabkommens zwischen der EU und der Ukraine 
dem Abschluss nähern. Die Paraphierung sowie Unter-
zeichnung dieses Abkommens und insbesondere der 
sich daran anschließende Prozess seiner Ratifizierung 
im Europaparlament und den Legislativen der EU-Mit-
gliedsstaaten dürfte erstmals die breite Öffentlichkeit 
Europas auf die Beziehungen zwischen Brüssel, Kiew 
und Moskau aufmerksam machen. 

Die Rolle der neuen Ostsee-Pipeline
Mit der Inbetriebnahme der Nord Stream-Gasleitung 
zwischen Russland und Deutschland im November 
2011 ergibt sich eine weitere Fragestellung zur künf-

tigen Gestaltung des Dreiecks EU-Russland-Ukraine. 
Der Effekt von Nord Stream dürfte eine nachhaltige 
Störung der bisherigen wirtschaftlichen Grundlagen 
der Beziehungen Russlands zur Ukraine sowie zu Bela-
rus zur Folge haben. Bislang bestand eine Art ökonomi-
sches Kräftegleichgewicht zwischen Moskau einerseits 
sowie Kiew und Minsk andererseits. Während Belarus 
und die Ukraine vollständig auf russische Gaslieferun-
gen angewiesen waren und sind, hatte Russland Inte-
resse am ununterbrochenen Funktionieren des Trans-
portes von Gas nach Zentral- und Westeuropa über das 
Territorium der beiden »Brudervölker«. 

Das wird sich mit Nord Stream zwar nicht vollstän-
dig ändern und die neue Transportmöglichkeit für das 
russische Gas an der Ukraine und Belarus vorbei wird 
auch kaum unmittelbare Konflikte zur Folge haben. 
Allerdings birgt Nord Stream für den Kreml die Ver-
suchung, diesen zusätzlichen ökonomischen Hebel für 
eine Neudefinition seiner Beziehungen zu den zwei frü-
heren Sowjetrepubliken zu nutzen. Bleibt zu hoffen, dass 
die russische Führung die angedeutete Zweischneidig-
keit eines derartigen Ansatzes erkennt. Die unmittel-
baren Trümpfe, die Russland durch Nutzung der Ost-
seepipeline für politische Zwecke erhält, könnten dem 
Kreml kurzfristig bedeutsam erscheinen. Die langfris-
tigen Effekte eines Einsatzes des neuen wirtschaftli-
chen Druckmittels wären jedoch ähnlich ambivalent, 
wie im Falle der scheinbar erfolgreichen russischen Ver-
handlungen zu den Gaslieferungen Russlands an die 
Ukraine vom Januar 2009. Heute erleben die prorus-
sischen Eliten und Bürger infolge der überhöhten Gas-
preise für die Ukraine eine Ernüchterung hinsichtlich 
des Verhältnisses Russlands zu ihrem Land. Sollte der 
Kreml unter Zuhilfenahme von Nord Stream den Druck 
auf die Ukraine weiter erhöhen, würde sich die Ent-
täuschung der potenziellen Freunde Russlands in der 
Ukraine weiter verstärken. 

Zukunftsperspektiven
Die Beziehungen zwischen Brüssel, Moskau und Kiew 
werden sich in den nächsten Jahren verkomplizieren. 
Dies ist zum einen durch die wachsende Zahl neuer Ini-
tiativen der Europäischen Union in Osteuropa bedingt. 
Wie jüngst durch Putins Idee einer Eurasischen Union 
bestätigt, hält Russland zum anderen an seinem Bestre-
ben fest, in Nordeurasien eine eigene Einflusssphäre zu 
demarkieren. Bereits die 2009 gestartete Östliche Part-
nerschaft der EU mit sechs postsowjetischen Staaten 
führte zu einer Modifizierung der russischen Haltung 
gegenüber der europäischen Idee. Mit ihrer Ostpart-
nerschaft hat die Europäische Union Moskauer Hege-
monieansprüche im postsowjetischen osteuropäischen 
und südkaukasischen Raum in Frage gestellt. Russ-
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land distanzierte sich daher ausdrücklich von dieser 
Initiative. Der Kreml könnte künftige Aktivitäten der 
EU auf dem Territorium der ehemaligen UdSSR zum 
Anlass für eine weitere Abkühlung seines Verhältnisses 
zu Brüssel nehmen. 

Eine neue Quelle für Kreml-Unmut ist bereits in 
Sichtweite: das EU-Ukraine-Abkommen über eine ver-
tiefte und umfassende Freihandelszone. Zwar ist noch 
unklar, ob das die Freihandelszone einschließende Asso-
ziierungsabkommen tatsächlich unterzeichnet und vor 
allem, ob es in naher Zukunft ratifiziert wird. Käme 
es jedoch wie geplant dazu, so würde dies die größte 
internationale Vereinbarung darstellen, welche sowohl 
die EU als auch die Ukraine je eingegangen sind. Das 
europäisch-ukrainische Assoziierungs- und Freihandels-
abkommen könnte nicht nur zu einer weitgehenden – 
wenn auch kaum vollständigen – Loslösung der Ukraine 
vom postsowjetischen Wirtschaftsraum, in dem Russ-

land dominiert, führen. Eine politische Assoziation in 
Kombination mit freiem Handel sowie liberalem Rei-
seregime würde über kurz oder lang zu so genannten 
Ansteckungseffekten (spill-over effects) sowohl inner-
halb der ukrainischen Gesellschaft als auch der EU-
Mitgliedsstaaten führen. Eine erfolgreiche Ratifizie-
rung dieser Abkommen sowie deren anschließende 
Implementierung könnten bereits in zehn Jahren neue 
Kriterien für die Bewertung des Platzes der Ukraine 
innerhalb Europas schaffen. Sollten sämtliche laufen-
den Projekte zwischen Kiew und Brüssel in den nächs-
ten Jahren tatsächlich planmäßig umgesetzt werden, 
wäre zum Beispiel eine neue Diskussion um eine Voll-
mitgliedschaft der Ukraine nicht nur in der EU, son-
dern auch in der NATO, denkbar. 

Eine verkürzte, abgewandelte Version des Beitrages 
erschien zuvor in den »Blättern für deutsche und inter-
nationale Politik«.
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